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D
as deutsche Rentensystem und
der Generationenvertrag sind




Systems der Altersvorsorge auf die
neuen Bundesländer führten zu ei-
nem Paradigmenwechsel in der Al-
terssicherungspolitik. Durch die mit
der Riester-Förderung eingeführte
private Altersvorsorge, das Alters-
einkünftegesetz und die 2006 be-
schlossene sukzessive Erhöhung des
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre
im Jahre 2029 sind die rentenpoliti-
schen Konsolidierungsmaßnahmen
vorerst zu einem Abschluss gekom-
men. Der Generationenvertrag,
nach dem »der Anspruch der Rent-
ner auf Sicherung ihres Lebensstan-
dards und der Anspruch der Bei-
tragszahler auf Berücksichtigung 
ihrer Leistungsfähigkeit gleicherma-
ßen beachtet werden müssen«/1/,
wurde somit durch die Stärkung
der privaten und betrieblichen Vor-
sorge und eine Verlängerung der
Lebensarbeitszeit ergänzt. 
Das Vertrauen in die gesetz-
liche Rentenversicherung
Grundsätzlich zeigen die Gruppen-
diskussionen, dass die gesetzliche
Rentenversicherung nach wie vor
als zentraler Baustein für die Alters-
sicherung angesehen wird [siehe
»Wie nimmt die Bevölkerung diese
Umgestaltung auf«, Seite 63]. An-
haltende Probleme sorgen aller-
dings für ein negatives Bild, das die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
von der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zeichnen. Dies lässt den
Schluss zu, dass das Vertrauen in
die Rentenversicherung eher gering
ausgeprägt ist. Dieser Befund bestä-
tigt sich in der Repräsentativbefra-
gung, bei der alle Zweige der Sozial-
versicherung beurteilt werden 
sollten. Während das ebenfalls um-
strittene Gesundheitswesen sowie
die gesetzliche Unfallversicherung
recht hohes Vertrauen genießen
und der sozialen Pflegeversicherung
immerhin die Hälfte der Befragten
Vertrauen schenkt, wird die Renten-
versicherung überwiegend negativ
eingeschätzt; hier zeigen etwa zwei
Drittel der Bevölkerung nur ge-
ringes oder gar kein Vertrauen. 
Der Grund für dieses Ergebnis
liegt weniger in der Leitidee der
Rentenversicherung: Dem Umlage-
verfahren, nach dem die laufenden
Renten aus den gleichzeitig gezahl-
ten Beiträgen ohne Bildung eines
Kapitalstocks gebildet werden, wird
von über drei Vierteln der Bevölke-
rung zugestimmt, und das Versiche-
rungsprinzip, nach dem höhere
Beiträge zu höheren Altersrenten
führen, halten gar über 90 Prozent
für eher beziehungsweise vollkom-
men gerecht. Das Misstrauen ist
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Alterssicherung und Alterssicherungspolitik aus Sicht der Bevölkerung
Sorglos in die
Rente?
»…dann wird die Rente nicht mehr 
das sein, was sie vielleicht für meine
Eltern noch ist«vielmehr in der Angst um die zu-
künftige Leistungsfähigkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung be-
gründet. Die Reformen, deren Ziel
die Stabilisierung und Nachhaltig-
keit des Rentensystems war, be-
trachten über 70 Prozent als nicht
ausreichend. Die anhaltende–und
mitunter populistisch geführte–De-
batte über »Rentenlöcher« und die
Verunsicherung darüber, ob die pri-
vate Vorsorge notwendig ist, tragen
hierzu vermutlich zusätzlich bei.
Die Entwicklung von staat-
licher und privater Vorsorge
Dass weniger die Grundprinzipien
der Rentenversicherung, sondern
vielmehr die konkreten Leistungen
Ursache für das geringe Vertrauen
sind, zeigt die kritische Beurteilung
der derzeitigen finanziellen Absi-
cherung im Alter: Nur ein Drittel
der Bevölkerung sieht die heutigen
Rentner als »eher gut« oder »gut«
abgesichert an. Auch die Diskussi-
onsteilnehmer zeigen eine geringe
Zufriedenheit mit dem heutigen
Versorgungsniveau: »Ja, aber es
fühlt sich doch keiner mehr gut
versorgt. Oder auch nicht gut ge-
führt! Also, der Staat…ich meine,
das hat man ja bei der Wahl jetzt
auch gesehen, wie wenig die Leute
eigentlich noch wissen, was sie ma-
chen sollen und wie wenig…wirk-
lich Vertrauen da ist, dass das, was
man irgendwo einzahlt,…welche
Angaben das immer sind, auch gut
verwendet werden.« 
Fast die Hälfte der Bürgerinnen
und Bürger geht darüber hinaus in
Zukunft von einem viel niedrigeren
Lebensstandard im Alter aus als
heute – auch dann, wenn alle Al-
terseinkünfte, also auch die aus ei-
ner betrieblichen oder privaten Al-
tersvorsorge, berücksichtigt wer-
den. Nimmt man die Kategorie
»etwas niedriger« hinzu, sind fast 9
von 10 Bürgerinnen und Bürgern
der Meinung, dass der Lebensstan-
dard im Alter sinken wird.
Viele Diskutanten gehen davon
aus, dass die staatliche Verantwort-
lichkeit bei der Rente abnimmt. Sie
rechnen künftig damit, dass es an-
stelle der gesetzlichen Rente nur
noch eine »Grundversorgung« ge-
ben wird: »Also, ich glaube schon,
[…] dass es irgendwann so kom-
men wird, dass es wirklich nur eine
Grundversorgung geben wird…
dass einfach keiner auf der Straße
leben muss, dass es eine gewisse
Krankheitsvorsorge gibt, aber alles
darüber hinaus sehr viel mehr in
der privaten Hand liegen wird.« 
■ 2
Charakteristisch ist auch die
Aussage eines 26-jährigen Arbeits-
losen aus Leipzig: »Also, ich bin der
Meinung,…wenn ich irgendwann
mal in das Rentenalter komme,
dann wird die Rente nicht mehr das
sein, was sie vielleicht für meine El-
tern noch ist. […] sondern, das
wird dann,…die gesetzliche Rente
wird eher…so in Richtung Arbeits-
losengeld II,…oder wird so eine Art
Grundsicherung darstellen… und
der Rest, da muss man sich dann
quasi selber kümmern.« 
Die Beurteilung der allgemeinen
Lage steht allerdings in drastischem
Widerspruch zu der Einschätzung,
wie gut man sich später selber im
Alter abgesichert fühlt. Obwohl ge-
nerell für die Zukunft – wie auch
internationale Vergleiche zeigen/3/–
mit einer deutlichen finanziellen
Verschlechterung im Ruhestand ge-
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Etwas Vertrauen Weniger Vertrauen Überhaupt kein Vertrauen
Grundsicherung
für Arbeitssuchende
Konkret untersuchen wir, ob mit den Veränderungen
ein genereller Vertrauensverlust einhergeht, wie die
zukünftige Entwicklung der Alterssicherung und die
erforderlichen Eigenleistungen beurteilt werden und
welche Reformwege Zuspruch finden. Als Datenbasis
stehen vier leitfadengestützte Gruppendiskussionen in
Frankfurt und Leipzig und eine 2006 bundesweit
durchgeführte telefonische Repräsentativbefragung
von 5000 Bundesbürgern zur Verfügung, mit deren
Hilfe wir die Einstellungen der Bevölkerung zu unter-
schiedlichen sozialpolitischen Themen ermittelt ha-
ben. Dabei geht es nicht darum, die Einstellungen als
wahr oder falsch zu klassifizieren, entscheidend ist,
was und wie die Befragten über den Sozialstaat den-
ken und ihn deuten. Alle Daten wurden im Rahmen
des vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) unterstützten Forschungsprojekt »Einstel-
lungen zum Sozialstaat« erhoben, das von den Profes-
soren Wolfgang Glatzer und Alfons Schmid geleitet
wird.
Wie nimmt die Bevölkerung diese Umgestaltung auf?















Sie für die Zu-
kunft: Werden die


























und sie sollten sa-





































































rechnet wird, beurteilt eine knappe
Mehrheit, dass ihre eigene Absiche-
rung tendenziell gut aussieht. Of-
fenkundig traut man sich selbst weit
eher als der Allgemeinheit zu, die
entstehende Versorgungslücke
schließen zu können. Zu dieser Ein-
schätzung passt, dass fast drei Vier-
tel der Bundesbürger der Aussage
zustimmen, es sei besser, wenn
man einen größeren Teil der Alters-
vorsorge selbst regeln kann, da man
sich dann die beste Anlageform
auswählen könne. Die Forderung
nach staatlicher Absicherung und
das gleichzeitige Misstrauen gegen-
über dem bestehenden staatlichen
System führen zu dem Wunsch, die
Altersvorsorge in stärkerem Maße
eigenverantwortlich zu regeln.
Die Akzeptanz von 
Reformmodellen der 
Rentenversicherung
Die Meinungen zur bisherigen Re-
formpolitik offenbaren tief sitzende
Zweifel darüber, ob das Ziel, die ge-
setzliche Rente für die nächsten
Jahrzehnte zu sichern, erreicht wer-
den kann. Deshalb werden Riester-
Rente und andere Förderungsin-
strumente als schlichte Notwendig-
keit angesehen, um vorzusorgen./2/
Viele Befragte sehen keine Alterna-
tive zur privaten Altersabsicherung.
Die bisherige Reformpolitik zur
Konsolidierung der Gesetzlichen
Rentenversicherung, die mit der
Aussage »Die gesetzliche Rente ist
durch die bisherigen Rentenrefor-
men nachhaltig für die nächsten
Jahrzehnte gesichert worden« ge-
prüft werden sollte, wurde von den
meisten Diskutanten ablehnend
oder reserviert aufgenommen. Es
gab kaum Zustimmung. Differen-
zierte Statements, wie »das Einzige,
was an dieser Aussage sicher ist,
dass man vielleicht durch diese Re-
formen für ein, zwei Jahre wieder
sicher gestellt hat, dass Renten aus-
gezahlt werden können. Eben auch
inklusive dieser Bundeszuschüsse«
waren die Ausnahme. 
Rentenreformen und Reformop-
tionen wurden überwiegend nega-
tiv kommentiert, einige Schlaglich-
ter aus den Gruppendiskussionen:
»Propaganda«, »zum Leben…zu
wenig und zum Sterben zu viel. Das
ist, glaube ich, das, was die Leute so
empfinden«, »den Leuten wird…
das vorgemacht. Den Leuten wird
das vorgeschwindelt. So wie […]
bei Norbert Blüm« oder »für diese
Feststellung sind ja gar keine öko-
nomischen Grundlagen da!« 
Die Bevölkerung ist sich zwar
weitgehend einig, dass die bisheri-
gen Reformmaßnahmen das Sys-
tem nicht hinlänglich stabilisieren
können; aber es besteht offensicht-
lich wenig Klarheit, wie der richtige
Weg aus der Finanzierungsproble-
matik aussehen solle. Dies zeigt sich,
wenn man die Bürger mit normati-
ven Aussagen zu drei grundsätzli-
chen Reformansätzen konfrontiert,
denn alle Reformalternativen erfah-
ren relativ geringe Zustimmung.■ 3
Die Menschen wurden befragt, welchen Vorschlägen zur Reform der Rentenversi-
cherung sie zustimmen beziehungsweise welche sie ablehnen.
■ 3
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Reformvorschläge zur Alterssicherung
Zustimmung
Die derzeitigen Rentenhöhen sollten beibehalten Gesamt 49 38
werden, selbst wenn dies bedeutet, dass Steuern Ost 49 36
und Beiträge erhöht werden müssen West 50 38
Die Beiträge sollten nicht erhöht werden, selbst Gesamt 41 44
wenn dies niedrigere Renten bedeutet Ost 42 41
West 41 45
Das Rentenalter sollte erhöht werden, so dass Gesamt 17 76
die Menschen länger arbeiten und weniger Zeit Ost 8 87
im Ruhestand verbringen West 19 74




noch für ein gutes
Altenwohnheim?Ihr Job: die Vision
Unser Job: die marktreife 
      Umsetzung
Eine Unternehmensgründung oder eine Pro-
dukteinführung muss gründlich vorbereitet werden. 
Nur so können Sie als Unternehmer Ihre Chancen 
nutzen, Risiken richtig einschätzen und reduzieren. 
Diese Schaffung von Chancen und Minimierung 
von Risiken ist unsere Aufgabe. Wir unterstützen Sie 
bei der kommerziellen Beschreibung Ihres Produktes, 
entwickeln den nötigen Marketingplan und begleiten 
Sie bei der kompletten Markteinführung.
Die Rinker Consulting GmbH unterstützt  Sie aber 
nicht nur bei der Entwicklung von Neuem, sondern 
stellt sich Ihnen auch bei der Verbesserung von lau-
fenden Geschäftsabläufen zur Seite. Eine Sichtung des 
Vorhandenen und dessen ständige Fortschreibung ist 
heute unverzichtbar.
Weitere Informationen oder Terminvereinbarungen 
unter (0 69) 75 60 75 25 oder www.rinker-consulting.de
Am ehesten wird noch der Vor-
schlag begrüßt, die derzeitige Ren-
tenhöhe beizubehalten, selbst wenn
dafür Steuern und Abgaben erhöht
werden müssen. Man hätte anneh-
men können, dass dieser Vorschlag
in den neuen Bundesländern eine
deutlich größere Zustimmung als in
den alten findet, da in Ostdeutsch-
land eine umfassende Absicherung
bevorzugt wird. Tatsächlich zeigt
sich jedoch kaum ein Unterschied
in den Antworten. Anscheinend
wird das Problem hoher Beiträge,
die zu hohen Arbeitskosten und da-
mit einer Verringerung der Nachfra-
ge nach Arbeit führen, im Osten
ebenso gesehen wie im Westen – in
beiden Landesteilen unterstützt die
Hälfte der Bevölkerung diesen Vor-
schlag.
Der zweite Änderungsvorschlag,
die Beiträge nicht zu erhöhen und
dafür niedrigere Renten in Kauf zu
nehmen, findet bundesweit eine
geringere Zustimmung. Während
ihn 41 Prozent tendenziell begrü-
ßen, lehnen ihn 44 Prozent eher
oder voll ab. Der Vorschlag, das
Renteneintrittsalter zu erhöhen –
mit der Konsequenz, dass sich die
Rentenbezugsdauer verringert, wäh-
rend sich die Zeit der Beitragszah-
lungen verlängert, wird dagegen
am deutlichsten abgelehnt. So sieht
weniger als ein Fünftel der Bundes-




wechsel von »der Rentenversiche-
rungspolitik zur Alterssicherungs-
politik«/4/ scheint Politik, Medien
und Leistungsanbietern insofern ge-
glückt, als dem Staat eine alleinige
Zuständigkeit für die Altersvorsorge
nicht mehr zugemutet wird. Die 
Bevölkerung hält zwar an den
Funktionsprinzipien der Rentenver-
sicherung fest, hat zurzeit aber das
Vertrauen in das bestehende Ren-
tensystem größtenteils verloren.
Dieser Zustand, der sich nachhaltig
in den Einstellungen zur Alterssi-
cherung widerspiegelt, korreliert
mit der vorhandenen Einsicht in
die Notwendigkeit eigener Alters-
vorsorge, die als pragmatisches
Handeln zu verstehen ist./5/ Das
deutsche Rentensystem hat die Um-
brüche der letzten Jahre verkraftet
– bei den Menschen bestehen je-
doch Zweifel, ob die vorgenomme-
nen Konsolidierungsmaßnahmen
das Rentensystem nachhaltig stabi-
lisiert haben. Es besteht mehr als
nur ein Vermittlungsproblem. Die
Reformen widersprechen in Teilen
den rentenpolitischen Auffassun-
gen vieler Bürgerinnen und Bürger.
Offen ist, wie lange dieser – für de-
ren Einstellungen zum Sozialstaat
negative – Befund fortdauert. ◆
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